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Sein Herz brennt für das nationale Recht 
PORTRÄT Er mag Beatrice 
Egli, ist Rechtsprofessor – und 
heckt mit Christoph Blocher 
neue politische Projekte aus: 
Hans-Ueli Vogt ist der Archi-
tekt der SVP-Initiative «Lan-
desrecht vor Völkerrecht».

KARI KÄLIN 
kari.kaelin@luzernerzeitung.ch

Hans-Ueli Vogt (45), Zürcher SVP-
Kantonsrat, alleinstehend und wohnhaft 
in der Stadt Zürich, verkörpert so etwas 
wie die personifizierte Zurückhaltung. 
Er ist schlank, fast schmächtig, wählt 
seine Worte mit Bedacht. Auf Facebook 
gibt der Professor für Privat- und Wirt-
schaftsrecht wenig preis. Ein paar Fotos, 
einige Musikvideos von Coldplay bis zu 
Beatrice Egli, er ist Fan von Roger Fe-
derer, basta. Twitter findet ohne ihn 
statt. Das nationale und globale Ge-
schehen kommentiert er nicht im Mi-
nutentakt. Noch nie war er Gast in einer 
Fernseh-Talksendung. «Ich suche die 
Öffentlichkeit nicht», sagt Vogt, der uns 
in seinem Sitzungszimmer an der Uni-
versität Zürich empfängt. Es sei ihm 
unangenehm, wenn die Leute im Tram 
sagten: «Das ist doch der.» 

Von Florenz bis Peking
Der: Das ist einmal der Mann, der 

eine beeindruckende Universitätslauf-
bahn hingelegt hat. Mit 34 Jahren avan-
cierte Vogt zum Assistenzprofessor, sei-
ne akademische Karriere führte ihn unter 
anderem nach Florenz, London, Cam-
bridge (Harvard), New York und Peking. 
Der: Das ist auch der Kantonsrat, dem 
politische Weggefährten von links bis 
rechts intellektuelle Brillanz, einen schel-
menhaften Humor und liberalen Geist 
attestieren, aber auch politische Schärfe 
und eine strenge SVP-Haltung.  

Der: Das ist schliesslich der Architekt 
der SVP-Initiative «Landesrecht vor Völ-
kerrecht». Mit diesem Projekt steigt die 
SVP ins Wahljahr 2015 – und nimmt 
damit eine Kündigung der Europäischen 
Menschenrechtskonvention (EMRK) in 
Kauf. Auch Vogt wird so zu einer poten-
ziellen Zielscheibe der politischen Geg-
ner, die längst alarmiert sind, und wohl 
ins Rampenlicht gezerrt, auch wenn dies 
seinem Naturell widerspricht. 

Unspektakuläre Initiative
Sämtliche grösseren Parteien, von den 

Grünen bis hin zur FDP, haben die 
EMRK kürzlich als «unkündbar, unver-
zichtbar und untrennbar mit der huma-
nitären Tradition der Schweiz verbun-
den» bezeichnet. Auch Markus  Büchel, 
Präsident der Schweizer Bischofskonfe-
renz, hat sich über die Weihnachtstage 
in die Debatte eingeschaltet und in 
einem Brief an alle eidgenössischen 
Parlamentarier vor einer Kündigung der 
EMRK gewarnt.

Vogt kann die Aufregung nicht nach-
vollziehen. «Die Initiative ist aus juris-
tischer Sicht alles andere als spektaku-
lär.» Sie schreibe etwas fest, das man 
bis vor wenigen Jahren noch in Lehr-
büchern habe nachlesen können: dass 
die Bundesverfassung dem Völkerrecht 
vorgeht. Und am zwingenden Völker-
recht, etwa dem Folterverbot, rüttelt die 

SVP nicht. Die gereizten Reaktionen 
bestätigen Vogt in seinem Verdacht, dass 
gewisse Leute gehofft hätten, man kön-
ne die verfassungsrechtliche Situation 
heimlich abändern, um die Stimmbür-
ger durch internationales Recht auszu-
bremsen. Das will die SVP verhindern. 
Ausländische Richter sollen völkerrecht-
lich heikle Entscheide wie das Ja zur 
Verwahrungs-, Minarett-, Ausschaf-
fungs- oder Pädophileninitiative nicht 
umstossen können. 

Bundesgericht gibt Startschuss 
Den unfreiwilligen Startschuss zur 

Initiative gab das Bundesgericht im 
Oktober 2012. Damals entschieden die 
Richter gegen die Ausschaffung eines 
mehrfach straffälligen Mazedoniers. Das 
Parlament hat die 2010 angenommene 
Ausschaffungsinitiative bis heute nicht 
umgesetzt. Doch im besagten Urteil 
definierte das Bundesgericht bereits im 
Hinblick auf die Umsetzung der SVP-
Initiative rote Linien, die das Parlament 
nicht überschreiten darf. Eine Einzel-

fallprüfung müsse immer möglich sein, 
hielt das Bundesgericht fest. Der Aus-
schaffungsautomatismus kollidiere unter 
anderem mit der EMRK und dem Per-
sonenfreizügigkeitsabkommen. Das 
Bundesgericht könne der Initiative nur 

«insoweit Rechnung tragen, als dies zu 
keinem Widerspruch zu übergeordne-
tem Recht» führe. Oder anders formu-
liert: Das Völkerrecht gilt mehr als der 
Schweizer Volkswille. 

Vogt erinnerte sich, dass Christoph 
Blocher dieses Thema schon 2007 in einer 

1.-August-Rede, damals noch als Bundes-
rat, aufgegriffen hatte. Der Jurist kontak-
tierte Blocher, gewann den heutigen 
SVP-Vizepräsidenten für das Anliegen 
und leitete die Arbeitsgruppe, die das  
Positionspapier verfasste. Im vergange-
nen Oktober gab die SVP-Delegierten-
versammlung grünes Licht für die Initia-
tive. Der Text befindet sich derzeit in der 
Vorprüfung bei der Bundeskanzlei.  

Im Gespräch kontert Vogt die Argu-
mente gegen die Initiative. Schafft die 
Schweiz die Menschenrechte ab? «Nein. 
Die Schweiz kennt eine lange Tradition 
der Menschenrechte, die durch die 
Bundesverfassung garantiert sind.» Be-
fürchtungen, die Schweiz könnte nach 
einer allfälligen Kündigung der EMRK 
international geächtet werden, hat Vogt 
deshalb nicht. Unter den Menschen-
rechten versteht er im Kern die Frei-
heitsrechte wie die Rede-, Wirtschafts-, 
Versammlungs- oder Pressefreiheit. 
«Freiheitsrechte bedeuten, dass sich der 
Einzelne gegen Eingriffe des Staates, 
etwa in die Privatsphäre oder ins Eigen-

tum wehren kann», sagt Vogt. Im Völker-
recht würden jedoch unter den Men-
schenrechten zunehmend Anspruchs-
rechte gegenüber dem Staat verstanden. 
Vogt nennt etwa das Recht auf Familien-
nachzug, Sozialhilfe oder Aufenthalt. 
«Unter dem Titel der Menschenrechte 
‹pusht› das Völkerrecht den Sozialstaat.»

Raser und Verhältnismässigkeit
Dass die SVP mit der Ausschaffungs-

initiative das verfassungsmässig garan-
tierte Verhältnismässigkeitsgebot aus-
gehebelt habe und dies nun mit einer 
neuen Initiative legitimieren wolle, lässt 
Vogt nicht gelten. «Volk und Stände 
haben die Verhältnismässigkeit beim 
Thema Ausschaffung konkretisiert», sagt 
er. Wer zum Beispiel ein Raserdelikt 
begangen habe, könne auch nicht gute 
Sicht- und Wetterverhältnisse geltend 
machen. «Unser Rechtssystem», so Vogt, 
«würde kollabieren, wenn es immer eine 
Einzelfallprüfung gäbe.»

Vogt ärgert sich gar nicht so sehr über 
einzelne Urteile des Europäischen Ge-
richtshofes für Menschenrechte (EGMR), 
der die EMRK anwendet. Vielmehr stört 
er sich daran, dass immer mehr völker-
rechtliche Normen durch Organisatio-
nen wie die UNO, die OSZE oder eben 
den EGMR geschaffen werden. Organi-
sationen, die der demokratischen Kon-
trolle entrückt seien und weder durch 
Staaten, Parlament noch Bürger kont-
rolliert würden. Damit verlagere sich die 
gesetzgeberische Macht hin zu Experten, 
die nie die finanziellen Folgen ihres 
Handelns zu tragen hätten. «Was küm-
mert es einen Richter schon, wenn er 
bestimmt, dass die Schweiz eine ge-
wisse Krankenkassenleistung zahlen 
muss», fragt Vogt. Er kritisiert den immer 
grösseren, in seinen Augen ungebührlich 
ausgedehnten Aktionsradius Strassbur-
ger Richter. Vogt erwähnt ein Urteil, in 
dem der EGMR eine Verlängerung der 
Verjährungsfristen für Haftungsklagen 
forderte und damit über Ansprüche von 
Privaten gegenüber Privaten richtete. 
Dabei sei es die ureigene Aufgabe des 
EGMR, die Freiheitsrechte des Einzelnen 
gegenüber dem Staat zu gewährleisten 
und nicht, sich als Privatrechtsgesetz-
geber zu betätigen. 

Die Emotionalität des Schlagers 
Irgendwie kann man sich Vogt nicht 

vorstellen als zentrale Figur in einem 
politischen Hickhack, das die SVP-Ini-
tiative zweifellos generieren wird. Im 
eineinhalbstündigen Gespräch mit 
unserer Zeitung argumentiert er konse-
quent auf der Sachebene, reitet keine 
Attacken gegen politische Gegner, keine 
Verunglimpfungen, keine Verhöhnun-
gen, nichts. 

Eine spitze Bemerkung entfährt ihm 
erst, als wir auf die Schlagermusik zu 
sprechen kommen, eine musikalische 
Vorliebe, die bei einem Professor er-
staunt. Seit bald 20 Jahren besucht Vogt 
Schlagerpartys, er mag Helene Fischer 
und Beatrice Egli und sagt: «Die gleichen 
Leute, die über diese Musik lästern, 
reden auch abschätzig über das Volk.» 
Vogt gefällt diese einfache, nahe Emo-
tionalität, die der Schlager versprühe, 
«die Nähe zum wahren Leben, aus der 
viel Wahres und Richtiges kommt». 
Natürlich habe das auch etwas mit 
Heimatverbundenheit und damit mit 
der SVP zu tun, sagt Vogt. «Mein Herz, 
es brennt», singt Beatrice Egli. Bei Vogt 
tut es das für das nationale Recht.

Der SVP-Kantonsrat und Rechtsprofessor 
Hans-Ueli Vogt beim Rathaus in Zürich.
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«Unser Rechtssystem 
würde kollabieren, 

wenn es immer eine 
Einzelfallprüfung 

gäbe.»
HANS-UELI  VOGT 

Roger Schawinski will jetzt auf «echte Debatten» setzen
MEDIEN Andreas Thiel, Nico-
las Blancho, Oskar Freysinger: 
Solche Gäste will der Talkmas-
ter nicht mehr einladen.

kä. Das Gespräch, das vor zwei Wo-
chen im Spätabendprogramm Schweizer 
Radio und Fernsehen (SRF) ausgestrahlt 
wurde, geriet aus den Fugen. Anstatt 
einer salonfähigen Diskussion über den 
Islam entwickelte sich ein gehässiger 
Schlagabtausch, in dem sich Moderator 
Roger Schawinski (69) und der Berner 
Satiriker Andreas Thiel (43) dauernd an 
den Karren fuhren. Nicht einmal mehr 
die Rollenverteilung war klar: Bisweilen 
interviewte Thiel Schawinski anstatt um-

gekehrt. Schawinski hatte Thiel eingela-
den, nachdem dieser in der «Weltwo-
che» einen umstrittenen Artikel über 
den Koran publiziert hatte. 

«Papierjude» entgegengeschleudert
In einem Beitrag in der «Sonntags-

zeitung» äussert sich nun Medienpionier 
Schawinski ausführlich zur auch in der 
Öffentlichkeit breit getretenen Kontro-
verse. Thiel habe ihn mit einer «einge-
übten Performance» provoziert. Er habe 
sich nicht nur geweigert, die Grundre-
geln jedes Interviews zu beachten, son-
dern ihm auch in der ersten Minute das 
Wort «Papierjude», das er noch nie ge-
hört habe, entgegengeschleudert. 

Der erfahrene Journalist Schawinski 
räumt Fehler ein. Er habe in einzelnen 
Passagen zu emotional reagiert und 

Thiels Fragen beantwortet, anstatt sie 
zu ignorieren. «Auf Thiels Verhalten war 
ich nicht vorbereitet. In über vierzig 
Jahren als Interviewer hatte ich noch 
nie Vergleichbares erlebt.»

Schawinski will ähnlichen Vorkomm-
nissen nun vorbeugen. Seit Jahren lade 
er Gäste mit völlig anderen Ansichten 
in Sendungen ein, damit sich das Pu-
blikum eine eigene Meinung bilden 
könne. Nach dem Eklat mit Thiel habe 
er aber seine Haltung etwas revidiert. 
«Deshalb werde ich Personen, die sich 
systematisch verweigern und jede Sen-
dung umfunktionieren, nicht mehr ins 
Studio holen», schreibt Schawinski. Na-
mentlich erwähnt er neben Andreas 
Thiel auch Nicolas Blancho, den Präsi-
denten des Islamischen Zentralrats, mit 
dem erst kürzlich ebenfalls kein ver-

nünftiges Gespräch zu Stande kam, und 
den SVP-National- und Regierungsrat 
Oskar Freysinger. 

De Weck soll unzufrieden sein
Schawinski, bekannt für seinen an-

griffigen Interviewstil, setzt also künftig 
auf moderate Gäste. Auf spannende und 
erkenntnisreiche Diskussionen mit echten 
Debatten freue er sich mehr denn je. 

Möglicherweise reagiert Schawinski 
mit seiner Ankündigung auf Kritik von 
oberster Stelle. Wie die «NZZ am Sonn-
tag» berichtete, sollen SRG-Direktor 
Roger de Weck und SRF-Direktor Rudolf 
Matter unzufrieden mit der Talkshow 
sein, die seit 2011 jeweils am Montag-
abend ausgestrahlt wird. Öffentlich hin-
gegen stärkte Matter Schawinski den 
Rücken.

«Ich werde Personen, 
die sich systematisch 

verweigern, nicht 
mehr ins Studio 

holen.»
ROGER SCHAWINSKI 


